Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/ 1 — 68070 — 6257/65 


Bonn, den 22. Dezember 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften; 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die teilweise Aussetzung 
des Gemeinsamen Zolltarifs bei der Einfuhr von Färsen und 
Kühen bestimmter Höhenrassen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 14. Dezember 1965 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Da die Verordnung bereits ab 1. Januar 1966 angewandt werden 
soll, kann mit der baldigen Verabschiedung durch den Rat ge- 
rechnet werden. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts^Budidnickerei, 53 Bonn 
AllednyeTtrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, GoethestraBe 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die teilweise Aussetzung des Gemeinsamen Zolltarifs bei 
der Einfuhr von Färsen und Kühen bestimmter Höhenrassen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 14/64/EWG des 
Rates vom 5. Februar 1964 über die sdirittweise Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Rindfleisch, insbesondere auf Artikel 18^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat im 
Rahmen des GATT zum Zollsatz von 6 v. H. ein Ge- 
meinschaftszollkontigent von 20 000 Stück Färsen 
und Kühen bestimmter Höhenrassen konsolidiert. 
Die Möglichkeiten der Ausnutzung dieses Kontin- 
gents müssen in dem gesamten Gebiet bestehen, in 
dem der Gemeinsame Zolltarif gilt. 

Die Aussetzung des Gemeinsamen Zolltarifs bis 
zur Höhe von 6 v. H. für Einfuhren dieser Rinder- 
arten ermöglicht es, die von der EWG gegenüber 
dem GATT eingegangenen Verpflichtungen zu er- 
füllen. Angesichts der in diesen Drittländern für die 
Ausfuhr verfügbaren verhältnismäßig geringen 
Mengen dürfte infolge dieser Zollaussetzung nicht 
die Gefahr bestehen, daß die Einfuhren die in der 
Konsolidierung vorgesehenen Mengen wesentlich 
überschreiten werden. 

Aus Artikel 5 Absatz (4) der Verordnung 
Nr. 14/64/EWG ergibt sich, daß bis zu dem Zeitpunkt 
der Erfüllung dieser Verpflichtungen die Erhebung 
von Abschöpfungen für die betreffenden Waren 
vollständig oder zumindest teilweise ausgesetzt 
wird. Zur Gewährleistung der Gemeinschaftspräfe- 
renz, die durch Anwendung des Abschöpfungssy- 
stems auf Einfuhren aus den Mitgliedstaaten aus ge- 
schaltet werden könnte, ist deshalb die Erhebung 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, Seite 562/64 


der inner gemeinschaftlichen Abschöpfungen für die 
betreffenden Waren auszusetzen. 

Um den Umfang der durchgeführten Einfuhren 
kontrollieren zu können, ist es angebracht, daß die 
Kommission über regelmäßige Auskünfte verfügt. — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ab 1. Januar 1966 ist der Gemeinsame Zolltarif für 
nicht zum Schlachten bestimmte Färsen und Kühe 
der Höhenrassen; Grauvieh, Braunvieh, Gelbvieh, 
Fleckvieh (Simmentaler) und Pinzgauer der Zollposi- 
tion ex 01.02 A II bis zur Höhe von 6 v. H. ausge- 
setzt. 

Artikel 2 

Ab 1. Januar 1966 setzen die. Mitgliedstaaten die 
Erhebung von Abschöpfungen für die in Artikel 1 
genannten Erzeugnisse im innergemeinschaftlichen 
Handel aus. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission halb- 
monatlich die Einfuhrmengen für die in Artikel 1 
genannten Erzeugnisse mit. 

Diese Mitteilung erfolgt am zweiten Werktag, der 
auf den 15. und den letzten Tag des Monats folgt, 
jeweils für die in der ersten und zweiten Hälfte des 
Monats eingeführten Mengen. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Im Laufe der Zollverhandlungen in Genf im Jahre 
1960/61 hat die Gemeinschaft gegenüber Österreich 
ein Jahreskontingent zu einem Zollsatz von 6 °/o 
und für 20 000 Färsen und Kühe, nicht zum Schlach- 
ten, der nachstehenden fünf Höhenrassen konsoli- 
diert: Grauvieh, Braunvieh, Gelbvieh, Fleckvieh 
(Simmentaler) und Pinzgauer. 

Das Zollkontingent von 20 000 Stück wurde vom 
Ausschuß 111 aufgrund der 1958 und 1959 von 
Österreich getätigten Ausfuhren nach der Bundes- 
republik Deutschland und nach Italien, die allein 
diese Rassen einführten, vorgeschlagen, und zwar: 

1958; 21 362 Stück, davon 13 362 nach der Bundes- 
republik Deutschland und 8000 nach Italien 

1959: 23 963 Stück, davon 18 363 nach der Bundes- 
republik Deutschland und 5600 nach Italien 

Zu Beginn der Durchführung dieses Zollzugeständ- 
nisses konnte die Gemeinschaft ihre Verpflichtungen 
durch die Gewährung eines nationalen Zollkontin- 
gents an die Bundesrepublik Deutschland gemäß 
Artikel 25 Absatz (3) des Vertrages (18 000 Stück im 
Jahre 1962 und 14 000 Stück im Jahre 1963) erfüllen. 
Die restliche Menge wurde von Italien ohne beson- 
deres Verfahren eingeführt, da der italienische Zoll- 
satz unter dem konsolidierten Zollsatz von 6 Vo lag. 

Ab 1. Juli 1963 konnte das nationale Zollkontingent 
aufgrund der Schwierigkeiten bei der Gesetzgebung 
nicht wieder in den deutschen Zolltarif aufgenom- 
men werden. Von diesem Zeitpunkt an bis zum Ende 
des Jahres 1964 wurden die Einfuhrmöglichkeiten 
nach der Bundesrepublik dennoch durch ein vorläu- 
figes bilaterales Abkommen zwischen diesem Mit- 
gliedstaat und der österreichischen Regierung auf- 
rechterhalten. 

Da eine solche Lösung jedoch heikel und auf die 
Dauer anormal ist, hat die Kommission sich während 
dieser Zeit immer wieder um die Eröffnung eines 
Gemeinschaftskontingents bemüht, das der Gemein- 
schaft wirklich die Möglichkeit gibt, ihren Verpflich- 
tungen sowohl in diesem besonderen Fall, wie auch 
in allen ähnlichen Fällen nachzukommen (nament- 
lich Zollkontingent für gefrorenes Rindfleisch). 

Für Färsen und Kühe bestimmter Höhenrassen hat 
der Rat erst am 26. Januar 1965 die Eröffnung eines 
sogenannten Gemeinschaftszollkontingents für 1965 
beschlossen; in Wirklichkeit war aber die Kontin- 
gentsmenge auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. (Die 
Benelux-Länder mußten jedoch ausgenommen wer- 
den, da sie aufgrund der geographischen Gegeben- 
heiten keine Verwendungsmöglichkeit für Höhen- 
vieh haben.) 

In dieser Ratsentscheidung wurde die Kontingents- 
menge (20 000 Stück) für das ganze Jahr wie folgt 
auf geteilt: 


Bundesrepublik Deutschland: 14 500 Stück 
Frankreich: 3 000 Stück 

Italien: 2 500 Stück 

Eine solche Aufteilung, die den größten Teil der 
Bundesrepublik Deutschland vorbehielt und zum 
erstenmal einen bestimmten Teil Frankreich und 
Italien zuwies schien den österreichischen Ausfuhr- 
strömen, wie sie sich in den vorhergehenden Jahren 
regelmäßig zeigten, am ehesten zu entsprechen. 

Leider orientierten sich die österreichischen Ausfuh- 
ren im Jahre 1965 völlig anders: der deutsche Markt 
verlor weitgehend Interesse an diesen Viehrassen, 
dagegen stiegen in gleichem Maße die Ausfuhr- 
möglichkeiten nach Italien. 

Dieser unerwarteten Entwicklung konnte im Rahmen 
der strengen Aufteilung, die zu Jahresbeginn fest- 
gesetzt worden war, natürlich nicht in zufrieden- 
stellender Weise Rechnung getragen werden, zumal 
Italien vor Ende Oktober nicht in der Lage war, sei- 
nen Anteil an der Kontingentsmenge für 1965 
(2500 Stück) einzuführen. 

Daher hat die österreichische Regierung am 25. Sep- 
tember d. J. der Gemeinschaft in einer Verbalnote 
mitgeteilt, daß sich die österreischischen Exporteure 
aufgrund dieser Sachlage, insbesondere aufgrund der 
starren ursprünglichen Aufteilung, „die inzwischen 
nicht mehr der Bedarfsentwicklung entspreche", in 
großen Schwierigkeiten befänden *). 

In der gleichen Note äußert die österreichische Re- 
gierung den Wunsch, die Kontingentsmenge für 1966 
in einer dem Bedarf besser angeglichenen Form wie 
folgt aufzuteilen: 

Bundesrepublick Deutschland: 10 000 Stück 
Frankreich: 1 000 Stück 

Italien; 9 000 Stück 


*) Nach den von der österreichischen Regierung der 
Kommission halboffiziell mitgeteilten Angaben ver- 
teilten sich die Ausfuhren von diesen fünf im konso- 
lidierten Kontingent aufgeführten Höhenrassen in die 
EWG für die Zeit vom 1. Januar bis 30. September 
1965 wie folgt: 


Stückzahl 


nationaler 

Zollsatz 


in die Bundesrepublik Deutsch- 
land: 3 630 6 Vo 


nach Italien: 

— vom 1. Januar bis ^ 

31, März: 3 985 4,8 ®/o 

1 A 1 K- f 119Ö0 

— vom 1. April bis 

30. September: 7 915 ^ 8 Vo 

nach Frankreich: — 


insgesamt 15 530 Stück 
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Unter diesen Bedingungen dürfte es unerläßlich sein, 
für 1966 ein so elastisches Verfahren zur Eröffnung 
von Einfuhrmöglichkeiten in der Gemeinschaft an- 
zunehmen, daß es im Laufe des Jahres den unvor- 
hersehbaren Fluktuationen der österreichischen Aus- 
fuhren angepaßt werden kann. 

Falls in diesem wichtigen Punkt keine annehmbare 
Lösung gefunden werden sollte, wäre zu befürchten, 
daß Österreich beim GATT eine Klage gegen die Ge- 
meinschaft einreicht. 

Denn man darf nicht vergessen, daß sich die öster- 
reichische Regierung zwar mit einer Aufteilung des 
Kontingents einverstanden erklärte, die seinen Han- 
del nicht gefährdet, aber dennoch betonte, „daß dies 
keineswegs die rechtliche Lage Österreichs ändern 
würde, nach der eine Aufteilung des Gemeinschafts- 
kontingents der Vereinbarung im Rahmen der Dil- 
lon-Verhandlungen nicht entspricht. Dieses Zollkon- 
tingent müßte vielmehr ohne Einschränkung auf 
dem gesamten Hoheitsgebiet, in dem der Gemein- 
same Zolltarif der EWG gilt, ausgenutzt werden 
können". 

Diese Auslegung, die sich mit dem wiederholt vom 
Juristischen Dienst der EWG vertretenen Standpunkt 
deckt, dürfte nicht leicht zu widerlegen sein. 

Im übrigen wäre eine Neuverhandlung mit Öster- 
reich über dieses Zugeständnis im Rahmen des 
GATT im Augenblick besonders ungünstig. 

Unbestreitbar hätte eine normale Anwendung die- 
ses Zugeständnisses grundsätzlich in jedem Augen- 
blick und überall in der Gemeinschaft etwaige öster- 
reichische Ausfuhren bis zur Ausschöpfung der kon- 
solidierten Kontingentsmenge ermöglichen müssen. 

Eindeutig konnte jedoch das System einer endgülti- 
gen Aufteilung des Jahreskontingents auf die Mit- 
gliedstaaten 1965 nicht den plötzlichen Änderungen 
dieses Handelsverkehrs mit Österreich angepaßt 
werden. Auch das elastischere System einer Auftei- 
lung für 6 Monate — das die Kommission für 1965 
vorgeschlagen [Dok. III/VI/KOM (64) 532 vom 

11. Dezember 1964], der Rat aber nicht genehmigt 
hatte, — hätte nicht die Möglichkeit geboten, den 
Änderungen des österreichischen Handels (beson- 
ders im ersten Halbjahr) genau Rechnung zu tragen. 


Das wäre nur im Rahmen eines in jeder Hinsicht 
echten Gemeinschaftskontingents möglich gewesen. 
Aber es dürfte sich wohl herausgestellt haben, daß 
im Augenblick eine solche Lösung nicht völlig durch- 
zusetzen war. 

Angesichts der Tatsache, daß die jährliche Ausfuhr- 
möglichkeiten Österreichs nach der EWG für diese 
Rinderrassen bisher nie ausreichten, um die konso- 
lidierte Menge von 20 000 Stück zu erreichen, sind 
die Dienststellen der Kommission der Auffassung, 
daß man ohne Risiko auf eine Kontingentsbegren- 
zung verzichten könnte. 

Sie schlagen daher vor, den Zollsatz des Gemein- 
samen Zolltarifs für Färsen und Kühe der 5 Höhen- 
rassen gemäß Artikel 28 des Vertrags für die Zeit 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 1966 teilweise und 
zwar bis zur konsolidierten Höhe von 6Vo auszu- 
setzen. 

Dieses Verfahren würde jedes Problem der schwie- 
rigen und heiklen Aufteilung beseitigen und Öster- 
reich völlig freien Zugang zum Markt der Gemein- 
schaft eröffnen, den es mit Recht fordern kann. 

Sonstige Einfuhren von diesen bestimmten Höhen- 
rassen sind im Grunde nicht zu befürchten außer von 
seiten der Schweiz, die bisher in nur geringem Um- 
fang von dem Kontingent, das ihr ebenfalls eröffnet 
wurde, Gebrauch gemacht hat. 

Wie dem auch sei, es müßten zugleich geeignete 
Modalitäten festgelegt werden, die der Kommission 
die Möglichkeit geben, mittels der von den Mitglied- 
staaten erteilten Angaben in regelmäßigen Zeitab- 
ständen das Volumen der in die EWG getätigten Ein- 
fuhren zu kontrollieren, um gegebenfalls die Auf- 
hebung der Aussetzung vorzuschlagen, wenn die 
Einfuhren die konsolidierte Kontingentsmenge über- 
schreiten, was jedoch sehr unwahrscheinlich ist. 

Um jedoch eine gewisse Gemeinschaftspräferenz auf- 
rechtzuerhalten, wird auf Grund von Artikel 18 der 
Verordnung Nr. 14/64/EWG über die schrittweise 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Rindfleisch vorgeschlagen, für diese Viehart die 
Erhebung der Abschöpfungen im innergemeinschaft- 
lichen Handel solange auszusetzen, wie die vor- 
liegende Verordnung in Kraft ist. 
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